
01 | Wichtige Fristen zum Jahresende 2025: Steuererklärung und 
Erstattungsanträge für das Jahr 2021
Dezember 2025

Zum 31. Dezember 2025 laufen für viele Steuerpflichtige entscheidende Fristen ab, insbesondere 
die Frist zur Einreichung von Einkommensteuererklärungen und Erstattungsanträgen für das Jahr 
2021. Erfahren Sie in diesem Beitrag, was dies für Antragsveranlagungen und beschränkt Steuer-
pflichtige bedeutet.
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Zum Jahresende 2025 stehen für viele steuer­
pflichtige Personen wichtige Fristen an, insbesondere 
wenn die Steuerangelegenheiten für das Jahr 
2021 noch nicht abschließend geregelt wurden. 
Die Festsetzungsfrist für die freiwillige Abgabe der 
Einkommensteuererklärung, für Kapitalertragsteuer­
erstattungsanträge sowie für Lohnsteuererstattungs­
anträge endet jeweils am 31. Dezember 2025.

Einkommensteuererklärungen 

Für steuerpflichtige Personen, die nicht zur Abgabe 
einer Steuererklärung verpflichtet sind, aber eine 
Antragsveranlagung in Betracht ziehen, endet die 
Möglichkeit zur Einreichung der Einkommensteuer­
erklärung 2021 am 31. Dezember 2025. Diese Frist 
ergibt sich aus der vierjährigen Festsetzungsfrist 
gemäß § 169 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Abgaben­
ordnung (AO). Es ist ratsam zu prüfen, ob die frei­
willige Abgabe einer Steuererklärung für 2021 zu 
einer Steuererstattung führen könnte, beispielsweise 
aufgrund von Werbungskosten, Sonderausgaben 
oder außergewöhnlichen Belastungen.

Kapitalertragsteuererstattungsanträge 

Auch beschränkt steuerpflichtige Personen, die in­
ländische Kapitalerträge, insbesondere Dividenden, 
bezogen haben, sollten beachten, dass die Frist zur 
Beantragung einer Erstattung der einbehaltenen 
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Kapitalertragsteuer ebenfalls vier Jahre beträgt. 
Für Kapitalerträge aus dem Jahr 2021 endet die 
Antragsfrist somit am 31. Dezember 2025 (§ 50c 
Absatz 3 Satz 2 Einkommensteuergesetz (EStG)). 
Die Frist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die Kapitalerträge zugeflossen sind.

Lohnsteuererstattungsanträge 

Für beschränkt steuerpflichtige Personen, die in 
Deutschland Lohnsteuer gezahlt haben, gilt ebenfalls 
eine vierjährige Antragsfrist. Anträge auf Erstattung 
der Lohnsteuer für das Jahr 2021 müssen spätes­
tens am 31. Dezember 2025 beim Finanzamt einge­
hen. Auch hier bezieht sich die Frist auf das Jahr, in 
dem die Lohnsteuer einbehalten wurde.

Fazit
Zusammenfassend gilt: Wer für das Jahr 2021 
noch keine Steuererklärung abgegeben oder 
keinen Erstattungsantrag gestellt hat, sollte dies 
spätestens bis zum 31. Dezember 2025 erledi­
gen. Nach Ablauf dieser Frist ist eine steuerli­
che Berücksichtigung grundsätzlich nicht mehr 
möglich. Eine rechtzeitige Antragstellung kann 
zu Steuererstattungen führen und hilft, steuer­
liche Nachteile zu vermeiden. Steuerpflichtige 
Personen sollten daher prüfen, ob das Einrei­
chen einer Steuererklärung oder eines Erstat­
tungsantrags vorteilhaft sein kann und sicher­
stellen, dass alle erforderlichen Unterlagen 
vollständig und fristgerecht bis zum 31. Dezem­
ber 2025 beim Finanzamt eingegangen sind.
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02 | Entschädigungszahlungen nach dem Infektionsschutzgesetz

Dezember 2025

In diesem Update zu unserem Beitrag aus 
Mai 2025 informieren wir Sie über die aktu-
elle Entscheidung des Bundesverwaltungs-
gerichts (BVerwG), das die Rechtsauffassung 
der Vorinstanz bestätigt hat: Arbeitgeber, die 
während der Absonderung einer oder eines 
Arbeitnehmenden wegen einer Infektion mit 
dem SARS-CoV-2-Virus Zahlungen geleistet 
haben, haben keinen Erstattungsanspruch 
nach § 56 Absatz 5 Satz 3 Infektionsschutz-
gesetz (IfSG). Dieses Update beleuchtet die 
rechtlichen Grundlagen und gibt konkrete 
Handlungsempfehlungen für Unternehmen 
und Betroffene.

In unserem Newsletter für Mai 2025 hatten wir Sie 
bereits ausführlich über die lohnsteuerliche Beurtei-
lung von Entschädigungszahlungen nach dem 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) informiert und hier-
bei aktuelle Entwicklungen in der Rechtsprechung 
sowie in der Erstattungspraxis der Gesundheits-
behörden aufgezeigt. Insbesondere hatten wir Sie 
auf das beim Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) 
damals unter dem Aktenzeichen 3 C 14.24 anhän-
gige Verfahren hingewiesen, welches erhebliche 
Auswirkungen auf die lohnsteuerliche Beurteilung 
der Entschädigungszahlungen haben kann.

Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) liegt nunmehr vor, und das Gericht hat die 
Rechtsauffassung der Vorinstanz bestätigt. Hiernach 
haben Arbeitgeber, die einer oder einem Arbeit-
nehmenden für die Zeit der Absonderung wegen 
einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus („Corona-
Virus“) Zahlungen geleistet haben, keinen Erstat-
tungsanspruch nach § 56 Absatz 5 Satz 3 IfSG. Auch 
im Falle eines symptomlosen Verlaufs der Infektion 
war der Arbeitgeber nach § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Entgeltfortzahlungsgesetzes (EFZG) zur Zahlung 
des Arbeitsentgelts verpflichtet. Dies gilt auch dann, 
wenn die oder der Arbeitnehmende über keine 
entsprechende Krankschreibung der Ärztin oder des 
Arztes verfügte.
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Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) begrün-
det dieses Ergebnis damit, dass die Entschädigung 
nach § 56 Absatz 1 IfSG für einen Verdienstausfall 
aufgrund einer Absonderung gezahlt wird. An einem 
derartigen Verdienstausfall fehlt es nach Auffassung 
des Gerichts, wenn die oder der Arbeitnehmende 
abweichend von der Grundregel „keine Leistung, kein 
Entgelt“ einen Anspruch auf das Arbeitsentgelt hat. 
Dies hat das Gericht bejaht, da die oder der Arbeit-
nehmende im Urteilsfall Anspruch auf Entgeltfort
zahlung im Krankheitsfall gemäß § 3 Absatz 1 Satz 
1 EFZG hatte. Denn die Infektion mit dem Corona-
Virus begründet nach Auffassung des Gerichts einen 
regelwidrigen körperlichen Zustand und ist damit 
eine Krankheit. Verläuft die Krankheit ohne Sympto
me, ist die oder der Arbeitnehmende zwar nicht 
schon wegen einer Beeinträchtigung der körperlichen 
Leistungsfähigkeit oder wegen der gesundheitlichen 
Wiederherstellung daran gehindert, die geschuldete 
Tätigkeit zu erbringen. Sie oder er ist aber auch dann 
infolge einer Krankheit arbeitsunfähig, wenn sie oder 
er sich wegen der Infektion in häusliche Quarantäne 
abzusondern hat und es deswegen rechtlich nicht 
möglich ist, die Arbeitsleistung zu erbringen.

Als Folge dieser Rechtsprechung werden bislang 
vorläufig abgelehnte Erstattungsanträge rechtswirk-
sam. 

https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/de/pdf/newsletter/global-mobility-services-news/kpmg-gms-nl-mai-2025-02.pdf
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Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass die 
Erstattungsbehörden, die die Bearbeitung entspre
chender Erstattungsanträge aufgrund des anhän-
gigen Verfahrens zurückgestellt hatten, nunmehr 
kurzfristig entsprechende Ablehnungsbescheide 
erlassen werden.

Vor dem Hintergrund, dass die Steuerfreiheit der 
ursprünglich durch den Arbeitgeber geleisteten 
Entschädigungszahlung gemäß § 3 Nummer 25 
Einkommensteuergesetz (EStG) daran anknüpft, 
dass auch eine entsprechende Erstattung der Erstat-
tungsbehörde bewilligt wird, ergibt sich aufgrund 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge
richts (BVerwG), dass die zu erwartenden Ableh-
nungsbescheide dazu führen, dass die in der 
Vergangenheit geleistete Entschädigungszahlung 
rückwirkend die Steuerbefreiung verliert.

Für derartige Fälle hat die Finanzverwaltung im 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen 
(BMF) vom 25. Januar 2023 (BStBl. 2023 I S. 207) 
eine Anzeigepflicht des Arbeitgebers an das zustän-
dige Betriebsstättenfinanzamt vorgesehen. Das 
Bundesministerium der Finanzen (BMF) führt aus, 
dass sich die Steuerfreiheit nach § 3 Nummer 25 
Einkommensteuergesetz (EStG) auf den von der 
Erstattungsbehörde tatsächlich erstatteten Betrag 
beschränkt. 

Hat der Arbeitgeber in der Vergangenheit die 
Entschädigung steuerfrei ausgezahlt und wird die 
Erstattung durch die Erstattungsbehörde nunmehr 
abgelehnt, hat der Arbeitgeber grundsätzlich die 
geleistete Entschädigung von der oder dem Arbeit-
nehmenden zurückzufordern. Verzichtet der Arbeit-
geber auf die Rückforderung der Entschädigung und 
kommt auch eine Steuerbefreiung nach § 3 Num-
mer 11a, 11b oder 11c Einkommensteuergesetz 
(EStG) nicht in Betracht, ist der Arbeitgeber ver
pflichtet, eine entsprechende Anzeige gemäß § 41c 
Absatz 4 Einkommensteuergesetz (EStG) an das 
Betriebsstättenfinanzamt zu stellen. Einer Anzeige-
pflicht bedarf es lediglich in Bagatellfällen (Differenz 
der beantragten und der bewilligten Entschädigung 
von nicht mehr als 200 Euro je Quarantänefall) nicht.

Kommt der Arbeitgeber seiner Anzeigepflicht nach 
§ 41c Absatz 4 Einkommensteuergesetz (EStG)
nicht nach, besteht das Risiko, dass er für die inso-
weit zu Unrecht nicht festgesetzte Lohnsteuer im
Rahmen einer künftigen Lohnsteuer-Außenprüfung
in Anspruch genommen wird.

Benötigen Sie Unterstützung bei der Beurteilung 
dieser Sachverhalte? Zögern Sie nicht, unsere 
Expertinnen und Experten zu kontaktieren – sie 
unterstützen Sie gern.
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03 | Änderungen für Grenzgängerinnen und Grenzgänger im 
Doppelbesteuerungsabkommen mit den Niederlanden
Dezember 2025

Im Oktober 2025 wurden die geplanten Ände-
rungen im Doppelbesteuerungsabkommen 
zwischen Deutschland und den Niederlan-
den durch den Deutschen Bundestag und 
den Bundesrat genehmigt. Die Neuerungen 
betreffen insbesondere die Einführung einer 
Bagatellregelung für Homeoffice-Tätigkeiten 
sowie Anpassungen an das deutsche Steuer-
recht.

© 2025 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English 
Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

Am 23. Oktober 2025 wurde das Umsetzungs­
gesetz zum Protokoll zur Änderung des Doppel­
besteuerungsabkommens zwischen Deutschland 
und den Niederlanden (nachfolgend Doppelbe­
steuerungsabkommen – DBA – genannt) im Bun­
desgesetzblatt verkündet (BGBl. II 2025, Nr. 270). 
Das Änderungsprotokoll muss nun noch ratifiziert 
werden, um in Kraft zu treten. Es tritt am letz­
ten Tag des Monats in Kraft, der auf den Monat 
folgt, in dem die Ratifikationsurkunden ausge­
tauscht wurden. Werden die Ratifikationsurkunden 
beispielsweise im Dezember 2025 ausgetauscht, 
würde das Änderungsprotokoll bereits zum 
31. Januar 2026 in Kraft treten und wäre dann ab
dem 01. Januar 2027 anzuwenden.

Ziel dieser Änderungen ist es, die steuerlichen  
Regelungen für grenzüberschreitend tätige Be­
schäftigte zu modernisieren und an aktuelle Arbeits­
formen, wie das Arbeiten im Homeoffice, anzupas­
sen.

Die neu eingeführte Bagatellgrenze von 35 Tagen 
im DBA

Das Änderungsprotokoll führt im neu geschaffenen 
Artikel 14 Absatz 1a des DBA sowie in der Änderung 
des Artikels 18 Absatz 1 DBA eine sogenannte 
Bagatellregelung ein. Diese Regelung stellt sicher, 

dass gelegentliche Homeoffice-Tätigkeiten nicht 
zu einer Änderung der Besteuerungsrechte führen. 
Konkret bedeutet dies, dass das Gehalt der steuer­
pflichtigen Personen, die in einem Vertragsstaat 
ansässig sind und im anderen Vertragsstaat einer 
unselbständigen Tätigkeit nachgehen, weiterhin 
im anderen Staat besteuert werden kann. Dies gilt 
unter der Bedingung, dass die steuerpflichtigen 
Personen ihre Tätigkeit an weniger als 35 Tagen in 
ihrem Heimatland (beispielsweise im Homeoffice) 
oder in einem oder mehreren Drittstaaten ausüben.

Beispiel: Die steuerpflichtige Person A hat ihren 
einzigen Wohnsitz in Deutschland. Sie arbeitet in 
den Niederlanden für ein niederländisches Unter­
nehmen und pendelt dabei in der Regel arbeitstägig 
über die Grenze in die Niederlande. Im Kalenderjahr 
01 arbeitet A an insgesamt 27 Tagen im Homeoffice 
in Deutschland und hat darüber hinaus noch eine 
fünftägige Geschäftsreise nach Frankreich.

Lösung: Da A insgesamt an weniger als 35 Tagen 
nicht in den Niederlanden arbeitet, verbliebe gemäß 
des neu eingeführten Artikels 14 Absatz 1a DBA 
Niederlande das Besteuerungsrecht für das gesam­
te Gehalt in den Niederlanden. 



Dies gilt nicht nur für die Homeoffice-Tage in 
Deutschland, sondern auch für die Arbeitstage in 
Frankreich, sofern das  DBA mit Frankreich nichts 
Gegenteiliges besagt.

Erläuterungen zur Neuregelung im geänderten 
Protokoll zum DBA Niederlande

Im neu gefassten Protokoll wird darüber hinaus 
festgehalten, dass für den Schwellenwert von 
35 Tagen ein Tag nur dann berücksichtigt wird, wenn 
die unselbständige Arbeit am betreffenden Tag 
mindestens 30 Minuten lang im Ansässigkeitsstaat 
der oder des Arbeitnehmenden oder in einem oder 
in mehreren Drittstaaten oder -gebieten ausgeübt 
wurde.

Das Protokoll legt darüber hinaus fest, dass der 
Ausdruck „Arbeitstag“ sich auf tatsächliche Arbeits­
tage bezieht. Dabei sind tatsächliche Arbeitstage 
alle Tage innerhalb eines Kalenderjahres, an denen 
die oder der Arbeitnehmende eine unselbständige 
Arbeit tatsächlich ausübt und für die eine Vergütung 
bezogen wird. Zeiten im Bereitschaftsdienst sollen 
bei der Ermittlung von Arbeitstagen nicht berück­
sichtigt werden, selbst wenn ein Abruf zur tatsächli­
chen Ausübung der Tätigkeit erfolgt.

Außerdem regelt das Protokoll, wie Vergütungen 
für Zeiten zu behandeln sind, in denen tatsächlich 
keine Tätigkeit ausgeübt wird. Es bestimmt, dass 
Vergütungen, die vom Arbeitgeber für Tage gezahlt 
werden, an denen die oder der Arbeitnehmende:  
a) aufgrund einer Arbeitsfreistellung nach Kündigung
der unselbständigen Arbeit, b) aufgrund dessen,
dass die oder der Arbeitnehmende gemäß einer
Anordnung des Arbeitgebers oder einer Regierung

eines Vertragsstaats Tage untätig zu Hause bleibt, 
tatsächlich keine Tätigkeit ausübt, als Vergütungen 
für die Ausübung einer unselbständigen Tätigkeit in 
dem Vertragsstaat gelten, in dem die Tätigkeit ohne 
diese Umstände tatsächlich ausgeübt worden wäre 
(Arbeitsortfiktion).

Folgen der Bagatellgrenze für die Besteuerung

Die Einführung der 35-Tage-Bagatellgrenze führt 
zum einen zu einer Arbeitserleichterung, da keine 
Aufteilung des Arbeitsentgelts erfolgen muss, 
sofern der Schwellenwert von 35 Tagen nicht über­
schritten wird. Zum anderen bedeutet sie für Arbeit­
geber und Arbeitnehmende aber auch zusätzlichen 
Aufwand, da die entsprechenden Tage korrekt und 
bis auf 30 Minuten genau erfasst werden müssen.

Darüber hinaus ist zu beachten, dass die Baga­
tellgrenze von weniger als 35 Tagen auf das Ka­
lenderjahr bezogen ermittelt werden muss. Die 
183-Tage-Regelung des Artikels 14 Absatz 2 Buch­
stabe a DBA Niederlande bezieht sich dagegen auf
einen Zwölf-Monats-Zeitraum. Insofern müssen
für die Ermittlung der 35-Tage-Grenze und für die
Ermittlung der relevanten Aufenthaltstage zwei
unterschiedliche Zeiträume beurteilt werden.

In Bezug auf Zeiten der Arbeitsfreistellung 
gelten die Tage als dort erbracht, wo die oder 
der Arbeitnehmende ohne die Freistellung tätig 
geworden wäre. Diese Regelung entspricht der 
Bestimmung des § 50d Absatz 15 Einkommen­
steuergesetz (EStG) und findet sich auch im DBA 
mit Luxemburg wieder. 

© 2025 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Limited, einer Private English 
Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

Dezember 2025 GMS Newsletter 6



www.kpmg.de/socialmedia

www.kpmg.de

Global Mobility Services Newsletter 
abonnieren:
Bleiben Sie auf dem Laufenden – Hier können 
Sie die KPMG Global Mobility News abonnieren

Die enthaltenen Informationen sind allgemeiner Natur und nicht auf 
die spezielle Situation einer Einzelperson oder einer juristischen Person 
ausgerichtet. Obwohl wir uns bemühen, zuverlässige und aktuelle 
Informationen zu liefern, können wir nicht garantieren, dass diese 
Informationen so zutreffend sind wie zum Zeitpunkt ihres Eingangs 
oder dass sie auch in Zukunft so zutreffend sein werden. Niemand 
sollte aufgrund dieser Informationen handeln ohne geeigneten 
fachlichen Rat und ohne gründliche Analyse der betreffenden Situation.

© 2025 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine 
Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der 
globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen, die 
KPMG International Limited, einer Private English Company Limited 
by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. Der 
Name KPMG und das Logo sind Marken, die die unabhängigen 
Mitgliedsfirmen der globalen KPMG-Organisation unter Lizenz 
verwenden.

Dezember 2025 GMS Newsletter 7

Einige oder alle der hier beschriebenen Leistungen sind möglicherweise für KPMG-Prüfungsmandanten und 
deren verbundene Unternehmen unzulässig.

Kontakt
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Ingo Todesco
Partner, Tax – Head of Global 
Mobility Services 

Sie erreichen uns über:
Redaktion KPMG Global  
Mobility News 
de-GMS-contact@kpmg.com

Weitere Global Mobility News finden 
Sie auf unserer Übersichtsseite im 
Internet. 

Im Gegensatz zu den Niederlanden gibt es mit Lu­
xemburg jedoch eine Konsultationsvereinbarung, die 
klärt, auf welchen Zeitraum bezogen zu beurteilen 
ist, wo die oder der Mitarbeitende bei einer 
Nicht-Freistellung gearbeitet hätte. Diese fehlende 
Klarheit führt im Umgang mit den Niederlanden 
zu gewissen Unsicherheiten bei der Beurteilung 
entsprechender Sachverhalte. Besonders problema­
tisch wird es, wenn sich bei einer steuerpflichtigen 
Person regelmäßig Kalenderjahre abwechseln, in 
denen die 35-Tage-Bagatellgrenze überschritten 
wird und in anderen Kalenderjahren nicht.

Fazit
Die Änderungen im DBA mit den Niederlanden 
bringen wichtige Neuerungen für grenzüber­
schreitend tätige Beschäftigte und Unterneh­
men. Die Einführung der Bagatellregelung für 
Homeoffice-Tätigkeiten erleichtert die steuer­
liche Behandlung und reduziert potenzielle 
Auslegungsschwierigkeiten. Unternehmen 
sollten sich mit den neuen Regelungen vertraut 
machen und prüfen, ob und wie sie von den 
Vorteilen der Änderung profitieren können.

Die Änderungen machen aber auch ein sehr 
genaues Tracking der relevanten Tage erforder­
lich. Darüber hinaus bergen die Änderungen 
in Bezug auf die Beurteilung von Zeiten der 
Arbeitsfreistellung wegen Kündigung oder 
ähnlichem eine gewisse Unsicherheit in Bezug 
auf den Zeitraum, gemäß dem die Zeiten der 
Arbeitsfreistellung zu beurteilen sind.

Das Änderungsprotokoll bedarf zu sei­
nem Inkrafttreten noch dem Austausch der 
Ratifikationsurkunden. Es tritt am letzten Tag 
des Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, 
in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht 
werden. Die Anwendung erfolgt dann ab dem 
01. Januar des Folgejahres. Wir werden Sie dies­
bezüglich auf dem Laufenden halten.
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04 | DBA Schweiz: Konsultationsvereinbarung 
zu leitenden Angestellten wird fortgeführt
Dezember 2025

Gemäß BMF-Schreiben vom 16.10.2025 
wird die Konsultationsvereinbarung vom 
06.04.2023 zu Art. 15 Abs. 4 DBA Schweiz um 
zwei weitere Jahre verlängert.
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Laut Schreiben des Bundesministeriums der Fi­
nanzen (BMF) vom 16. Oktober 2025 soll die Kon­
sultationsvereinbarung vom 06. April 2023 (vgl. 
hierzu unsere Newsletterbeiträge aus Juni 2023 
beziehungsweise April 2025 zu Artikel 15 Absatz 
4 des Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) mit 
der Schweiz bis zum 31. Dezember 2027 weiterhin 
anwendbar bleiben. Dies bedeutet, dass für die 
Anwendung des Artikels 15 Absatz 4 DBA Schweiz 
unter bestimmten Voraussetzungen keine Eintragung 
der Funktion oder der oder des leitenden Angestell­
ten ins Handelsregister erforderlich ist.

Artikel 15 Absatz 4 DBA Schweiz im Detail

Das DBA mit der Schweiz enthält in Artikel 15 Absatz 
4 eine besondere Regelung für die Besteuerung von 
leitenden Angestellten, die in einem Vertragsstaat 
ansässig sind und als Vorstandsmitglieder, Direktor­
en, Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer oder 
Prokuristinnen oder Prokuristen für eine im anderen 
Vertragsstaat ansässige Kapitalgesellschaft tätig 
sind. Gemäß dieser Regelung wird das auf diese 
Tätigkeit entfallende Gehalt im Ansässigkeitsstaat 
der Kapitalgesellschaft versteuert. Dies gilt nur, wenn 
die Tätigkeit als leitende oder leitender Angestellte 
einer Kapitalgesellschaft im anderen Staat nicht so 

abgegrenzt ist, dass sie lediglich Aufgaben außerhalb 
dieses anderen Staates umfasst. Sofern der andere 
Staat diese Einkünfte nicht besteuert, fällt das Be­
steuerungsrecht an den Ansässigkeitsstaat der oder 
des leitenden Angestellten zurück.

Konsultationsvereinbarung vom 06. April 2023 
zu Artikel 15 Absatz 4 DBA Schweiz

Wie bereits in unseren oben genannten Newsletter­ 
Beiträgen ausführlich berichtet, sieht die Konsul­
tationsvereinbarung vom 06. April 2023 vor, dass 
Artikel 15 Absatz 4 DBA Schweiz auch auf Personen 
angewendet werden kann, die mit Einzelunterschrift 
oder Kollektivunterschrift im Schweizer Handelsre­
gister eingetragen sind, ohne dass ihre Funktion dort 
explizit bezeichnet ist.

Darüber hinaus sieht die Konsultationsvereinbarung 
vor, dass Artikel 15 Absatz 4 DBA auch auf Personen 
anwendbar ist, die zwar nicht als Vorstandsmitglied, 
Direktoren, Geschäftsführerin oder Geschäftsführer 
oder Prokuristin oder Prokurist im Handelsregister 
eingetragen sind, aber aus zivilrechtlicher Sicht eine 
ähnliche Stellung innehaben. Dabei muss ihre Lei­
tungsbefugnis mindestens der einer Prokura entspre­
chen. 

https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/de/pdf/Themen/2023/06/gms-newsletter-juni-2023-kpmg.pdf
https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/de/pdf/newsletter/global-mobility-services-news/3-gms-nl-2025-04-konsultationsvereinbarung.pdf
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Zudem müssen bestimmte Umstände unter Berück­
sichtigung der Unternehmensgröße und -branche 
sowie der Zugehörigkeit zu einer Unternehmens­
gruppe dargelegt und gewichtet werden.

Befristung der Konsultationsvereinbarung vom 
06. April 2023

Bislang war die Konsultationsvereinbarung bis zum 
31. Dezember 2025 befristet. Mit dem Schreiben des
BMF vom 16. Oktober 2025 wurde nun die Weiter­
führung bis zum 31. Dezember 2027 bekannt gege­
ben, sofern sich die zuständigen Behörden nicht über
eine darüberhinausgehende Weiterführung einigen.

Fazit
Artikel 15 Absatz 4 DBA Schweiz ist demnach 
auch weiterhin für Personen anwendbar, die 
mit Einzelunterschrift oder Kollektivunterschrift 
ohne Bezeichnung ihrer Funktion im Schweizer 
Handelsregister eingetragen sind. Leitende 
Angestellte, die in einem Staat ansässig sind 
und entsprechende Leitungs- und Vertretungs­
befugnisse bei einer im anderen Staat ansässi­
gen Kapitalgesellschaft haben, ohne ins dortige 
Handelsregister eingetragen zu sein, sollten 
daher genau dokumentieren, inwiefern die in 
der Konsultationsvereinbarung aufgeführten 
Abgrenzungsmerkmale dazu führen, dass ihre 
Tätigkeit unter Artikel 15 Absatz 4 DBA Schweiz 
fällt. Da sich dies auf die abzuführende Lohn­
steuer auswirken kann, ist eine entsprechende 
Dokumentation hier unabdingbar. Unter Um­
ständen kann auch eine Abstimmung mit dem 
zuständigen Betriebsstättenfinanzamt erforder­
lich sein.

Sprechen Sie uns gern an, sollten Sie Unter­
stützung bei der Beurteilung Ihrer leitenden 
Angestellten im grenzüberschreitenden Kontext 
mit der Schweiz benötigen. Wir unterstützen Sie 
gern.
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05 | US-Executive Order zur Abschaffung von Papier-Schecks – 
Auswirkungen auf GMS-Programme
Dezember 2025

Die US-Regierung schafft die Ausgabe von 
Papierschecks ab Steuerjahr 2025 ab. Für 
Global-Mobility-Programme bedeutet das: 
Steuererstattungen und Zahlungen erfolgen 
künftig ausschließlich elektronisch. Betroffe-
ne sollten US-Bankdaten bereitstellen oder 
Ausnahmen prüfen, um Verzögerungen zu 
vermeiden.

Am 25. März 2025 unterzeichnete Präsident 
Trump eine Executive Order, mit der das US­
Finanzministerium angewiesen wurde, die Ausgabe 
von Papierschecks bis spätestens 30. September 
2025 schrittweise einzustellen und die Umstellung 
sämtlicher Zahlungen und Einnahmen der Bundes­
regierung auf digitale Plattformen zu beschleunigen. 
Der Finanzminister wurde damit beauftragt, innerhalb 
von 180 Tagen einen Umsetzungsplan vorzulegen.

Der National Taxpayer Advocate (NTA), eine unabhän­
gige Organisation innerhalb des Internal Revenue 
Service (IRS), hat kürzlich einen Blogbeitrag veröf­
fentlicht, in dem erläutert wird, wie der IRS diese 
Executive Order möglicherweise umsetzen wird.  
Obwohl der Beitrag Einblicke in die geplante Um­
setzung zu geben scheint und mehrere offene Fragen 
beantwortet, handelt es sich nicht um offizielle 

Leitlinien des IRS, sodass Änderungen jederzeit 
möglich sind.

Der IRS wird mit der Umsetzung der Executive 
Order erstmals für die Steuererklärungen des Jahres 
2025 beginnen. Für Steuererklärungen 2024 und 
früher ergeben sich keine Änderungen hinsicht­
lich der Auszahlung oder Zahlung von Beträgen an 
beziehungsweise durch den IRS. Für Steuererklärun­
gen 2025, die im Jahr 2026 eingereicht werden, 
müssen steuerpflichtige Personen dem IRS ihre 
US-Bankverbindungsdaten für eine direkte 
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Überweisung zur Verfügung stellen, es sei denn, 
sie erfüllen die Voraussetzungen einer festgelegten 
Ausnahmenregelung oder sie nehmen Verzögerun­
gen bei der Rückerstattung in Kauf. Der IRS arbeitet 
derzeit daran, den Ausnahmeprozess für die Steuer­
erklärungen 2025 zu formalisieren und alternative 
Zahlungsmethoden für die darauffolgenden Steuer­
jahre zu entwickeln.

Wesentliche Umsetzungspunkte:

• US-Steuererklärungen für Jahre vor 2025 sind
nicht betroffen. Steuerpflichtigen, die sich
aktuell in der Fristverlängerung befinden, wird
empfohlen, ihre US-Bankverbindungsdaten für
eine direkte Überweisung bereitzustellen.

• Steuerpflichtige Personen, die keine Bankdaten
angeben oder keine Ausnahme beantragen,
müssen bei Steuererklärungen 2025 mit Ver­
zögerungen bei der Rückerstattung rechnen.

• Der IRS wird ein Schreiben versenden, das (1)
zur Bereitstellung der US-Bankverbindungsda­
ten für eine direkte Überweisung auffordert und
(2) Informationen zur Beantragung einer Aus­
nahme enthält.
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• Werden weder US­Bankverbindungsdaten für
eine direkte Überweisung bereitgestellt noch
eine Ausnahme genehmigt, wird der IRS die Aus­
stellung eines Papierschecks für sechs Wochen
nach Einreichung der US­Steuererklärung 2025
zurückhalten.

Ausnahmen

Die Executive Order ermächtigt den Finanzminister, 
„begrenzte Ausnahmen zu genehmigen, wenn elek­
tronische Zahlungs­ oder Einziehungsmethoden nicht 
praktikabel sind“. Diese Befugnis stellt eine wichtige 
Schutzmaßnahme dar, muss jedoch vorausschauend, 
verantwortungsvoll und unter Einbeziehung relevan­
ter Stakeholder angewendet werden.

Obwohl dies noch nicht abschließend bestätigt ist, 
könnte der IRS Ausnahmen für steuerpflichtige Per­
sonen mit ausländischen Bankkonten vorsehen. Dies 
könnte potenziell die aktuelle Herausforderung für 
Entsandte entschärfen, die die Vereinigten Staaten 
von Amerika (USA) bereits verlassen haben und kei­
nen Zugang mehr zu einem US­Bankkonto haben.

Fazit
Es werden weitere neue Informationen 
veröffentlicht werden, aber eines steht bereits 
fest: Der IRS führt erhebliche Änderungen im 
Rückerstattungsprozess ein. Für Entsandte, de­
ren US­Entsendung in Kürze endet und die die 
USA verlassen, ist es daher empfehlenswert, ihr 
US­Bankkonto beizubehalten, für den Fall, dass 
ihre Steuererklärung zu einer Rückerstattung 
führt.

Aus Sicht des Arbeitgebers ist es ebenso 
wichtig, diese Informationen an betroffene 
Entsandte weiterzugeben – insbesondere an 
diejenigen, die nach der steuerlichen Arbeitge­
berrichtlinie nicht die endgültigen Empfänge­
rinnen oder Empfänger einer Rückerstattung 
sind, sondern den Betrag an den Arbeitgeber 
zurückzahlen müssen. 

Um Verzögerungen bei der Steuerrückerstattung 
zu vermeiden, sollten Entsandte daher die An­
forderungen kennen und entsprechend handeln, 
da der IRS vollständig auf digitale Rückerstat­
tungsmethoden umstellt.

https://kpmg.com/de/de/home/media/newsletter-abonnieren/abo-kpmg-global-mobility-services-news.html
https://www.facebook.com/KPMG.AG.WPG/
https://x.com/KPMG_DE
https://www.xing.com/pages/kpmgagwirtschaftspruefungsgesellschaft
https://www.linkedin.com/authwall?trk=bf&trkInfo=AQEvmMkmUCeYZQAAAYtByq7g34lIAfAYzRzwvYwTo_FIF1svNTJ8yUvYWDy0DY92TI2f-KTHLbx6M-bsmPcbBRVC2_2wdAYFy63zuKMC8RnO0E-gdsImZU6yx0QGxUirEGDXKzY=&original_referer=&sessionRedirect=https%3A%2F%2Fwww.linkedin.com%2Fcompany%2Fkpmg-deutschland
https://www.youtube.com/KPMGinDeutschland
https://kpmg.com/de/en/home/insights/2023/10/german-tax-facts-app.html
https://kpmg.com/de/de/home/media/newsletter-abonnieren/abo-kpmg-global-mobility-services-news.html
https://kpmg.com/de/de/home/contacts/r/britta-ruecker.html


06 | Revision der europäischen Sozialrechtskoordinierung 
ist weiterhin offen
Dezember 2025

Die Reform der Sozialrechtskoordinierung 
steht auf der Kippe, doch mit der anstehen-
den Übernahme der EU-Ratspräsidentschaft 
durch Zypern eröffnen sich neue Perspekti-
ven.
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In unserer Ausgabe Juli/August 2024 hatten wir 
über die geplante Revision der Verordnungen (EG) 
883/2004 und 987/2009 zur Koordinierung der 
sozialen Sicherungssysteme berichtet. Darüber wird 
inzwischen schon seit fast neun Jahren ohne Ergeb-
nis verhandelt. Trotz intensiver Bemühungen aller am 
Gesetzgebungsverfahren beteiligten Organe konnte 
auch in der letzten Legislaturperiode keine Einigung 
erzielt werden. Es gibt noch immer einige ungelöste 
Probleme im Zusammenhang mit dem A1-Verfahren, 
dem Export von Geldleistungen bei Arbeitslosigkeit 
sowie dem anzuwendenden Versicherungsrecht. 
Damit stand die Reform der Sozialrechtskoordinie
rung vor dem Aus. Die Hoffnung war aber, dass die 
Verhandlungen in der aktuellen Legislaturperiode 
wieder aufgenommen werden. Dies ist nach länge
rer Pause im Frühjahr geschehen. Nach technischen 
Klärungen sollte im Juni in zwei politischen Trilogen 
eine finale Einigung erzielt werden. Die Erfolgsaus-
sichten waren nicht schlecht. 

Immerhin hatte sich der Rat der Europäischen Union 
(EU) – wenn auch nur mit Mühe – im Ausschuss 
der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten (AStV) 
am 11. April 2025 auf einen Kompromissvorschlag 
verständigt.

Dänemark hat an einer Priorisierung kein 
Interesse

Der am 03. Juni 2025 gestartete politische Trilog soll 
dem Vernehmen nach die inhaltlichen Erwartungen 
nicht erfüllt haben. Es gab nur einen Austausch 
der bekannten Positionen und eine unverbindliche 
Verständigung auf einen zweiten Verhandlungstermin 
am 20. Juni 2025. Zu der dafür notwendigen Einla-
dung konnte sich die damalige polnische Ratspräsi-
dentschaft allerdings nicht durchringen. Seit Juli hat 
Dänemark die Ratspräsidentschaft inne. Die dänische 
Seite hatte aber schon zu Beginn der Präsidentschaft 
erklärt, dass sie die Finalisierung der Reform nicht 
angehen wird. Die Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen soll zu Beginn der Verhandlungen ver-
kündet haben, dass es sich um einen letzten Versuch 
handelt. Nachdem die bisherigen Verhandlungen 
erfolglos geblieben sind, ist der weitere Fortgang un-
klar. Es ist jedenfalls nicht auszuschließen, dass die 
Kommission ihren Verordnungsvorschlag zurückzieht.
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Blick richtet sich auf Zypern

Das endgültige Aus für die Revision des Koordinie
rungsrechts ist aber noch nicht besiegelt. Neue 
Hoffnung besteht, wenn Zypern nach Dänemark im 
Januar 2026 die Ratspräsidentschaft übernimmt. 
Die Zyprer hätten die Möglichkeit, die Verhandlun-
gen über die ungelösten Probleme zurückzustellen 
und den geeinten Teilen des Dossiers im Gesetz
gebungsverfahren zum Durchbruch zu verhelfen. 
Für das deutsche Sicherungssystem gilt dies insbe-
sondere für die Regelungen zu den Leistungen der 
sozialen Pflegeversicherung sowie die Klarstellung 
zur Krankenversicherung von Kindern. Fraglich ist 
hier, welcher Kostenträger in Fällen zuständig ist, in 
denen die Eltern in unterschiedlichen Mitgliedstaaten 
krankenversichert sind. Streitigkeiten zwischen den 
Krankenversicherungsträgern könnten damit beendet 
werden.

Wie geht es weiter?

Die Kommission hatte im März 2025 eine Initiati
ve zur Arbeitskräftemobilität angekündigt. Dieses 
Maßnahmenpaket soll Anfang nächsten Jahres in 
Form einer Mitteilung vorgestellt werden und auch 
Aussagen zu dem Europäischen Sozialversicherungs
ausweis (ESSPASS) sowie dem digitalen Verfahren 
zur Mitführung von A1-Bescheinigungen enthalten. 
Sollte es in den nächsten Monaten keine Fortschritte 
in den Verhandlungen über das Dossier zu den Koor-
dinierungsverordnungen geben, wird die Kommis-
sion dieses Paket wohl zum Anlass nehmen, um sich 
zum Fortgang zu äußern. 

Fazit
Das Dossier zur Reform der Sozialrechtskoordi-
nierung erweist sich als äußerst diffizil. Ange
sichts der sehr unterschiedlichen Interessen 
stellt es eine große Herausforderung dar, eine 
qualifizierte Mehrheit, der es für eine Beschluss
fassung im Rat bedarf, zu organisieren. Obwohl 
die Hoffnung auf einen Gesamtkompromiss 
zunehmend schwindet, besteht noch immer 
die Chance, den „gordischen Knoten“ im Laufe 
dieser Legislaturperiode zu durchschlagen.  
Es bleibt die weitere Entwicklung abzuwarten. 
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